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Drucksache 54 (neu) 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Bemühungen der Bundesrepublik um inter- 
nationale Entspannung und Einstellung des 
Wettrüstens 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Um eine allgemeine Ausdehnung des atomaren Rüstungswett- 
laufs zu verhindern und die Voraussetzungen für ein Ge- 
lingen von Abrüstungsverhandlungen zu verbessern, ist es 
notwendig, daß die Bundesregierung auf diplomatischen Wegen 
Gespräche mit den Atom-Weltmächten einleitet, um 

1. zu fordern, daß die Versuchsexplosionen mit Atomwaffen in 
in der ganzen Welt - gegebenenfalls und für begrenzte Zeit 
auch einseitig - ohne Bindung an politische und militärische 
Bedingungen eingestellt werden ; 

2. darauf hinzuwirken, daß keine weiteren Armeen mit Atom- 
waffen ausgerüstet werden; 

3. klarzustellen, daß 

a) die Bundeswehr nicht mit atomaren Waffen ausgerüstet 
werden soll, 

b) deutsche Stellen an der weiteren Entwicklung von atoma- 
ren Waffen und von Raketenwaffen mittlerer und großer 
Reichweite nicht teilnehmen, 

c) die Bundesregierung an ihrer Verpflichtung festhält, in 
der Bundesrepublik die Herstellung von atomaren, biolo- 
gischen und chemischen Waffen nicht zu erlauben, 

d) das Gebiet der Bundesrepublik nicht für die Stationierung 
von Mittel- und Langstreckenraketen sowie nicht für den 
Bau von entsprechenden Abschußrampen zur Verfügung 
gestellt wird, 

e) die Bundesregierung entsprechende Regelungen für das 
sowjetisch besetzte Gebiet Deutschlands erwartet; 
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4. die Bereitschaft der Bundesregierung zu erklären, an Ver- 
handlungen der beteiligten Mächte mit dem Ziel eines atom- 
waffenfreien Raums in Europa als Schritt auf dem Wege 
zu einer allgemeinen Abrüstung teilnehmen zu wollen ; 

5. Verhandlungen zustande zu bringen, die den gleichwertigen 
Abzug der fremden Truppen aus dem zu schaffenden atom- 
waffenfreien Raum und die Festsetzung der Höchststärken 
der eigenen Truppen der am atomwaffenfreien Raum be- 
teiligten Staaten und Gebiete in einem angemessenen Ver- 
hältnis bei wirksamer Kontrolle zum Ziele haben. 

II. 

Um gemäß den bestehenden Vertragsverpflichtungen und den 
von den Vertragspartnern der NATO abgebenen Erklärungen 
für die Wiedervereinigung Deutschlands in gesicherter Frei- 
heit ernsthaft wirken zu können, ist es notwendig, daß die 
Bundesregierung die Vertragspartner davon überzeugt, 

1. die militärische Integration der Bundeswehr in die Infra- 
struktur und den Führungsaufbau der NATO nicht so weit 
voranzutreiben, daß eine künftige Änderung des militärischen 
Status beider Teile Deutschlands verhindert und infolge- 
dessen die Spaltung Deutschlands verewigt wird ; 

2. die allgemeine Grundlagen der NATO-Politik einer Prüfung 
zu unterziehen, um den seit der Gründung der NATO er- 
folgten militärischen und politischen Veränderungen in der 
Welt Rechnung zu tragen. 


Bonn, den 21. Januar 1958 


Ollenhauer und Fraktion 
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